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3. Abschnitt — Straftaten gegen die Rechtspflege § 2 3 1

variablen G estaltung bedarf. Die Berechtigung dieser Organe zur E nt­
gegennahm e derartiger Erklärungen w ird daher in speziellen Einzel­
regelungen fix ie rt (z. B. in  der N otariatsverfahrensordnung).

G egenw ärtig sind alle diejenigen O rgane zur Entgegennahm e einer 
Versicherung zum  Zwecke des Beweises als berechtigt anzusehen, die nach 
den geltenden Bestim m ungen eidesstattliche Erklärungen entgegennehm en 
können.

3. § 231 bew irk t nicht, daß m it Ink ra fttre ten  des StGB keine eides­
stattlichen Versicherungen m ehr entgegengenom m en w erden kön­

nen. Solange dies in geltenden gesetzlichen Bestim m ungen noch vor­
gesehen ist, m uß das w eiterhin erfolgen (z. B. in A nw endung von § 294 
ZPO, § 2356 BGB). Die Belehrung über die B estrafung bzw. die B estra­
fung bei falsch abgegebenen eidesstattlichen Versicherungen ist nach 
§ 231 vorzunehm en. Die eidesstattliche Versicherung ist som it gegen­
w ärtig  eine Form  der Versicherung zum  Zwecke des Beweises. Die Er­
setzung der eidesstattlichen Versicherung durch die neue Versicherung 
zum Zwecke des Beweises w ird im Zuge der Schaffung des einheitlichen 
sozialistischen Rechtssystem, insbes. m it der N eugestaltung des sozia­
listischen Zivilrechts, des N otaria tsred lts und der entsprechenden Nach­
folgegesetzgebung, vorgenommen.

4. Die E rklärung muß gegenüber einem gesetzlich zur Entgegennahme 
befugten Organ abgegeben werden. Die Abgabe der E rklärung muß

also nicht vor dem betreffenden Organ erfolgen, sondern kann diesem  auch 
zugeschickt oder in einer anderen Weise überm ittelt werden.

Das Organ m uß zur Entgegennahm e einer solchen E rklärung gesetz­
lich befugt sein. Die nach praktischen Erfahrungen z. T. vorkom m enden 
entsprechenden E rklärungen von B ürgern un tere inander (gegenwärtig 
ebenfalls noch „eidesstattliche Versicherung“) sind dam it ebensowenig 
strafrechtlich relevant w ie die z. B. teilw eise üblichen E rklärungen in 
Personalfragebogen. In diesen Fällen ist zu prüfen, ob Betrug vorliegt.

Die Erklärung muß in der dazu vorgeschriebenen Form  als richtig ver­
sichert sein. Die Form  w ird gleichfalls einer speziellen norm ativen Rege­
lung bedürfen.

Eine entsprechende Belehrung über die Bedeutung der E rklärung und 
die Folgen der unrichtigen Abgabe ist anzustreben, jedoch keine S tra f­
barkeitsvoraussetzung; allerdings muß die K enntnis über die Bedeutung 
der E rklärung und die Folgen der unrichtigen Abgabe vorliegen.

In der Regel w ird der E rklärende die Richtigkeit seiner Darlegung 
durch seine U nterschrift bestätigen, die Abgabe der falschen E rklärung 
selbst ist aber sowohl m ündlich als auch schriftlich möglich.

5. Der T äter m uß wissentlich falsche Angaben m it dem Ziel der 
Täuschung im  Rechtsverkehr machen. Bedingter Vorsatz ist dam it

ausgeschlossen.


